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ImAlterwieder insDorfzentrum
Wohnen Dank kluger Planung bringt dieGemeindeGrabs ältereMenschen dazu, aus ihren zu gross gewordenen

Häusern in altersgerechteWohnungen umzuziehen. 27 von 30Wohnungen sind bereits vermietet.

RenéHornung
ostschweiz@tagblatt.ch

In Grabs herrschte lange Woh-
nungsnot. Doch Wohnungen
wurden inBuchsoderSevelenge-
baut, für die Werdenberger Ge-
meinde zeigten die Investoren
kein Interesse.DerGemeinderat
reagierte schon vor ein paar Jah-
ren, unter anderem mit einer
Umfrage. Er erkundigte sich bei
der Bevölkerung auch nach den
Wünschen fürsWohnen imAlter.
DasResultat:EinigeEinfamilien-
hausbesitzer konnten sich vor-
stellen, später in eine altersge-
rechteWohnung imDorfzentrum
umzuziehen.

Die Gemeinde entschied
sich, für ein solches Projekt eine
freieParzelle anderWassergasse
in unmittelbarer Nähe vonDorf-
zentrumundKirche imBaurecht
abzugeben.Dassmanüberhaupt
über eine solcheBaulandreserve
verfügte, ist der seit längerembe-
triebenen, aktiven Bodenpolitik
der öffentlichen Hand zuzu-
schreiben.

Dann war es das informelle
Netzwerk des Gemeindepräsi-
denten, dasdienun fertiggestell-
teÜberbauungzumErfolgmach-
te. Er kannte die Pensimo-Grup-
pe, die in den 1940er-Jahren von
Max und Ernst Schmidheiny als
Anlagestiftung für Pensionskas-
sen gegründet worden war. Die
zu Pensimo gehörende Anlage-
stiftungTuridomuswarbereit, in
Grabs zu investieren.AufderBa-
sis eines Überbauungsplanes
wurden fünfArchitekturbüros zu
einem Wettbewerb eingeladen,
denDeonArchitektenausLuzern
für sich entscheiden konnten.

Jetzt sind die vier vierge-
schossigenHäusermit insgesamt
30 Wohnungen fertig gebaut.
Ihre dezente Farbigkeit und die
ornamentalen Balkongeländer
fallen auf. Die Fassaden sind
nicht einfach flächig gestrichen,
sondern mit einem besenstrich-

artigen Putz überzogen, der die
FarbenunddasWeiss ineinander
vermischt.Diesich jeweilsgegen-
überliegenden Fassaden zeigen
die gleichen Farben, die Über-
bauung als Ganzes changiert in
frischen Blau-, Grau-, Rot- und
Grüntönen.

Städtebaulich
überzeugendeLösung

Nicht nur von der Architektur
her, sondern auch städtebaulich
ist hier eineüberzeugendeÜber-
bauung gelungen. Die vier Häu-
ser stehennicht brav inReih und
Glied, sondern gegeneinander
verdreht rund um einen kleinen
Hofgruppiert. Soentsteht einBe-
gegnungsort,man trifft sichbeim

Hinein- und Hinausgehen. Die
Überbauung ist für einenOrtwie
Grabs keine Selbstverständlich-
keit. Hier steht selbstbewusste,
zeitgenössische Architektur, die
aberdenMassstabdesDorfes re-
spektiert. Grabs hat hier zwar
nicht selber gebaut, aber indem
dieGemeinde den Boden behal-
ten und im Baurecht abgegeben
hat, konnte sie immermitreden.

Der Erfolg zeigt sich bereits:
27 der 30 Wohnungen sind ver-
mietet. EingrössererTeil derZu-
zügerinnen und Zuzüger sind äl-
tereMenschen, die schon bisher
inGrabswohnten. Sie haben das
umgesetzt, was sie in der dama-
ligen Befragung angegeben hat-
ten: Sie verliessen ihre zu gross

gewordenenHäuserundwohnen
nun in altersgerechtenWohnun-
gen im Dorfzentrum. Die Ge-
meinde trägt selbst Wichtiges
zumWohlbefindenderneuenBe-
wohner bei. Sie hat für vorerst
drei Jahre die Parterre-Räume in
einem der vier Häuser gemietet
und stellt sie als Treffpunkt und
Anlaufstelle zur Verfügung.Hier
soll sicheinGemeinschaftsleben
entfalten können, betont Ge-
meinderätin Katharina Gächter.
Ihre Amtsvorgängerin hatte das
Projekt bereits aufgegleist. So
gibt es in der Überbauung Aus-
künfte zu Gesundheit und Alter,
eine Physiotherapie- und eine
Fusspflegepraxis. Pensimohatals
Investor dafür gesorgt, dass die

Neubauwohnungen bezahlbar
bleiben. Die Stiftung hat sich
auch bei vielen anderen Projek-
ten den Anspruch des bezahlba-
renWohnraumsaufdieFahnege-
schrieben. Architekt Luca Deon
und seinTeammusstendafür al-
lerdings auch einige Abstriche
machen. So wurde auf die ur-
sprünglich über Eck geplanten
Fenster verzichtet, und es sind
Kunststofffenster eingebaut.Ge-
waschenwird inderWaschküche
im Keller und in den kleineren
Wohnungen gibt es kein zweites
WC. Dank solcher und weiterer
Sparmassnahmenkostendie2,5-
bis4,5-Zimmer-Wohnungenzwi-
schen 1500 und knapp 1900
FrankenMonatsmiete.

Die vier modernenWohnhäuser mit den 30Mietwohnungen unweit von Kirche undMühlbach. Bild: René Hornung

12000 wollen
Spital erhalten

Petition Gut 12000 Personen
haben die Petition «Zukunft für
SpitalHeiden»unterzeichnet. Sie
machen sich damit stark für den
Erhalt des defizitären Regional-
spitals. Gestern wurde die Peti-
tion inHerisauderAusserrhoder
Regierung übergeben.

Die Aktionsgruppe der Peti-
tionäre schrieb in einer Medien-
mitteilung von einem«überwäl-
tigenden Resultat». Die Verant-
wortlichen aus Politik und des
Ausserrhoder Spitalverbunds
sollten das deutliche Zeichen als
Motivation zum Einsatz für die
Zukunft des Spitals Heiden neh-
men. Die Petition stiess haupt-
sächlich inderRegionumHeiden
auf grossenAnklang,wurdeaber
auch von über 3000 Personen
ausden st.gallischenNachbarge-
meinden unterzeichnet. Rund
1700 Unterschriften kamen aus
anderen Regionen und Kanto-
nen, wie die Petitionäre mitteil-
ten. Das Spital Heiden arbeitet
seit mehreren Jahren defizitär.
2016 betrug der Fehlbetrag
6,8MillionenFranken.DasSpital
beschränkt sich deshalb ab April
auf die Innere Medizin und die
Geburtshilfe. (sda)

Luchs macht
Jäger Konkurrenz
Statistik Im Kanton St.Gallen
schiessen die Jäger seit einigen
JahrenwenigerRehe.DerGrund
dafür ist dieweitereAusbreitung
des Luchses, wie das kantonale
Amt für Natur, Jagd und Fische-
rei gesternmit der neusten Jagd-
statistik bekanntgab.

Im vergangenen Jahr schos-
sen die Jäger knapp 3298 Rehe,
139 weniger als 2015. Auch bei
den Gämsen mit 576 geschosse-
nenTierenbliebendieAbschuss-
zahlen tief. Markant zugenom-
menhabendieEntschädigungen
für Wildschäden. 48 der gemel-
deten Fälle betrafen Schäden an
KulturlanddurchWildschweine.
Elf Mal wurden Wolfsrisse ent-
schädigt. Insgesamt wurden da-
bei 16SchafevonWölfengetötet.
Weiter zeigtdieStatistik, dassdie
St.Galler Jägerknapp700Rothir-
sche, rund 1800 Füchse, 200
Dachse und 77 Murmeltiere er-
legten. (sda)

Regierungwill Bildungskosten offenlegen
Datenbank Sind die Bildungskosten zu hoch oder nicht? Darüberwird

imKanton St.Gallen gestritten. Eine öffentlich zugängliche Statistik soll Klarheit bringen.

«IneffizienteStrukturen»undein
«problematisches» Kosten-
wachstum imSt.Galler Schulwe-
sen: Mit dieser Kritik hat die In-
dustrie- und Handelskammer
(IHK) St.Gallen-Appenzell eine
politische Debatte ausgelöst. Sie
bemängelte, bei den Bildungs-
kostenproEinwohner sei St.Gal-
lender fünftteuersteKanton.Bil-
dungsdirektor Stefan Kölliker
(SVP)wehrte sich: Indemdie IHK
die Bildungsausgaben pro Ein-
wohnerberechne, zeichne sie ein
falschesBild.WennmandieKos-
ten in Bezug zu den Schülerzah-
len der Volksschulen setze, liege
der Kanton im Durchschnitt
(Ausgabe vom 7.Februar).

Inzwischen hat in dieser Sa-
chedasKantonsparlament inter-
veniert: Sämtliche Fraktionen
ausser der SVP reichten eine ge-
meinsameInterpellationein.Da-
rin wird auf die sogenannte Fis-
ta-Statistik hingewiesen, dieden
Behörden und der Verwaltung
zur Verfügung steht. Dort seien
dieKostenproSchüler ersichtlich

und Vergleiche zwischen den
Schulgemeinden möglich. Doch
dieseStatistik sei nichtöffentlich:
«Dies ist wenig verständlich» –
immerhinmachedieVolksschule
rund 70 Prozent der Kosten in
den Gemeindehaushalten aus.
Die Fraktionen wollten von der
Regierung wissen, warum diese
Statistiknicht allgemein zugäng-

lich sei – die Daten seien wichtig
für dieMeinungsbildung.

NeueDatenbank
abdemJahr2018?

Die Regierung schreibt in ihrer
Antwort, aufgrund des Öffent-
lichkeitsprinzips stehe die Fista-
Statistik jedermann zur Einsicht
offen, wenn darum ersucht wer-

de. Sie sei jedoch für Fachleute
gedacht und entsprechend kom-
plex. Zudem sei die Datenbank
technisch veraltet. «Vorausset-
zung für eine Veröffentlichung
der Fista-Statistik im Internet
wäre eine inhaltlicheund techni-
scheÜberarbeitung.»DieRegie-
rungwill nunzusammenmitden
Verbänden der Schulgemeinden
und der Gemeindepräsidenten
abklären, ob ein Interesse an
einer solchen modernisierten
Statistik besteht und – falls ja –
welche Daten publiziert werden
sollten. Ziehen die Gemeinden
und Schulträgermit, könnte laut
der Regierung auf das Jahr 2018
hin eine «finanziell und tech-
nisch fortschrittliche»Lösunger-
reichtwerden.Allerdingsdränge
sich eine «substanzielle Kosten-
übernahme durch die Gemein-
den» auf. Einstweilen bleibt die
Fista-Statistik inbisherigerForm
bestehen.
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Wie viel kostet das St.Galler Bildungswesenpro Schülerin undSchüler?
Diese Zahlen sollen öffentlich werden. Bild: Benjamin Manser

Berufsverbot für
St.Galler Anwalt

bestätigt

Bundesgericht Die St. Galler
Anwaltskammer hat einem An-
walt zu Recht ein einjähriges Be-
rufsverbot auferlegt. Der Jurist
hatte sich der Gehilfenschaft zu
mehrfacherungetreuerAmtsfüh-
rung schuldig gemacht, heisst es
in einem Urteil des Bundes-
gerichts.

Der Anwalt aus dem Kanton
St.Gallen war in eine Affäre ver-
wickelt, die sich in der Logistik-
basis der Armee im zürcheri-
schen Hinwil (LBA) abgespielt
hatte. Dort hatten drei frühere
Kaderangestellte der Armee zu-
sammen mit ihren Frauen eine
Briefkastenfirma gegründet und
diesem Unternehmen Aufträge
im Umfange von 450000 Fran-
ken zur Reparatur von Militär-
fahrzeugen zugeschanzt.

HoheGeldstrafe
undBusse

DerAnwalt, derGeschäftsführer
dieses Scheinbetriebeswar,wur-
de vom Bundesstrafgericht in
Bellinzona wegen mehrfacher
Gehilfenschaft zu ungetreuer
Amtsführung zueiner bedingten
Geldstrafe von 250 Tagessätzen
zu je 180Franken –45000Fran-
ken – sowie zu einer Busse von
7500 Franken verurteilt. Eine
Beschwerde des Anwalts gegen
dieseVerurteilungwiesdasBun-
desgericht ab.

AufgrunddieserVerurteilung
wurde auch die Anwaltskammer
des Kantons St.Gallen aktiv.
Sie entzog dem Anwalt wegen
Verletzung der Berufsregeln das
Anwalts- und Rechtsagenten-
patent für ein Jahr. Gegen diese
Disziplinarsanktion erhob der
Anwalt Beschwerde beim Ver-
waltungsgericht des Kantons
St.Gallen.DieseshobdenEntzug
desAnwalts- undRechtsagenten-
patents zwar auf, bestätigte aber
das einjährigeBerufsausübungs-
verbot.

EinegegendaseinjährigeBe-
rufsausübungsverbot eingereich-
te Beschwerde hat das Bundes-
gerichtnunkürzlichabgewiesen.
Nach Meinung der Richter in
Lausanne ist die Anordnung des
einjährigen Verbots gerechtfer-
tigt. Der Anwalt muss die Ge-
richtskosten von 2000 Franken
bezahlen. (tzi)
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